Das Dritte Liberalisierungspaket Strom und Gas
Eine Information von E-Control

Stand 19.9.2007

Was sind die Ziele des Gesetzesentwurfes?

Das Paket verfolgt drei konkrete Ziele:

· Verbesserung des Wettbewerbs durch bessere Regulierung, effektiveres Unbundling und Vermeidung ungleichen Informationszuganges im Markt

· Erhöhung des Versorgungssicherheit durch mehr Investitionsanreize bei Übertragung und Verteilung

· Verbesserung des Konsumentenschutzes und Vermeidung von „Energiearmut“

Aktuell führen Unzulänglichkeiten des Wettbewerbs die Mitgliedstaaten selbst dazu, weiterhin Endkundenpreise zu regulieren, was langfristig nicht im Interesse der Kunden ist, weil es Neuinvestitionen in Kraftwerke verhindert beziehungsweise verzögert. Hintergrund vieler Unzulänglichkeiten ist die Tatsache, dass weiterhin vertikal integrierte Unternehmen die Märkte beherrschen und durch ihre Stellung als Netzmonopolist Marktintegration und Wettbewerb behindern.
Warum gerade jetzt ein neues Gesetzespaket?

Der Liberalisierungsprozess dauert nun bereits beginnend mit den ersten Verhandlungen mehr als 10 Jahre und sollte zumindest für den Großhandel bereits seit 1999 Wirklichkeit sein. Bereits 2003 wurden die Unbundlingbestimmungen verschärft – eigene Netzgesellschaften mussten gegründet werden. Grund war, dass man erkannt hatte, dass alleine eine Trennung der Bücher nicht ausreicht, um Diskriminierung zu verhindern. In der Sector Inquiry der EU-Kommission wurde aber fest gestellt, dass Diskriminierung durch Netzbetreiber der gemeinsame Nenner weiterhin bestehender Marktprobleme ist. Der aktuelle Rechtsrahmen kann also in der Praxis nicht garantieren, dass neue Marktteilnehmer von einer Gleichbehandlung ausgehen können. Der Markteintritt unterbleibt daher oftmals von vornherein. Regionale Fortschritte bei der Marktintegration beruhen sehr oft auf freiwilligen Zugeständnissen von Teilen der Branche; sie erfolgen ungeordnet, verzögert und können jederzeit auch wieder zurück genommen werden. Gerade jetzt ist es daher notwendig, eine geordnete und gemeinsame Vorgangsweise bei der Schaffung eines Binnenmarktes zu erreichen. Neben der Tatsache, dass jede Verzögerung die EU-Konsumenten Geld kostet und auch unnötige Umweltbelastungen verursacht, birgt die unkoordinierte Vorgangsweise vor allem auch bei grenzüberschreitenden Transporten die Gefahr einer langfristigen Marktspaltung in sich.
Was erwarten wir uns konkret vom Gesetzespaket?

Marktintegration und Nichtdiskriminerung sollen den Wettbewerb und die Versorgungssicherheit stärken. Von 1998 bis 2006 sind die Endkundenpreise der Industrie in Ländern mit effektivem Unbundling (Ownership Unbundling) um 9% weniger gestiegen als in jenen mit ineffektivem Unbundling. Gleichzeitig wurde dort in den Jahren 2001 bis 2005 ein doppelt so hoher Anteil der Gelder, die die Übertragungsnetze zur Beseitigung von Engpässen erhalten, widmungskonform investiert. Beachtenswert ist auch, dass gerade jene Länder in denen schon seit längerem effektives Unbundling erreicht wurde, wie zB die nordischen Länder, viel intensiver an der Marktintegration gearbeitet haben und heute das Paradebeispiel erfolgreicher Liberalisierung weltweit darstellen. 
Obwohl einzelne Konsequenzen nicht nur alleine dem Unbundling zuzuschreiben sind, fällt doch auf, dass es eine durchgängige Tendenz gibt, wonach effektives Unbundling die Erreichung der oben beschriebenen Ziele wesentlich erleichtert.  

Konkret erwartet sich die EU-Kommission vom dritten Paket, dass die Konsumentenpreise um 5-8% im Vergleich zum business-as-usual sinken werden. Gesamtwirtschaftlich soll das BIP um 0,2 bis 0,6% real steigen, das sind etwa 25-70 Mrd €. Zu Testzwecken wurden unterschiedliche Modelle verwendet, die in ihrer Grundaussage hinsichtlich Preisdämpfung und Wirtschaftswachstum aber übereinstimmen.
Bei der Beschäftigung gibt es unterschiedliche Aussagen von leicht negativen bis spürbar positiven Effekten.
Was sind die wesentlichen Elemente des dritten Gesetzgebungspaketes?
· Effektives Unbundling der Übertragungsnetze

Die Kommission schlägt das Modell der eigentumsrechtlichen Trennung der Übertragungsnetze (also nicht der regionalen und örtlichen Verteilnetze) vor. Die Mitgliedstatten können allerdings selbst über eine Ausnahme für ihre nationalen Übertragungsnetzbetreiber entscheiden und stattdessen das System eines unabhängigen Systembetreibers (ISO: independent system operator) einführen.

1. Eigentumsrechtliche Trennung

Eingeführt wird eine Unvereinbarkeit der Tätigkeit als Transportnetzbetreiber und von Aktivitäten im Wettbewerbsbereich. Diese Unvereinbarkeit umfasst unterschiedliche Möglichkeiten der Einflussnahme:
a. Als Netzbetreiber dürfen keine Anteile am Wettbewerbsbereich gehalten werden und umgekehrt

b. Keine physische oder juristische Person darf in beiden Bereichen Organe bestellen

c. Es darf keine Personalunion in den Organen geben

Zulässig wäre demnach etwa eine Sperrminorität (25% +1) in beiden Bereichen, solange damit nicht die Bestellung von Organen verbunden ist. Mitgliedstaaten hätten damit die Möglichkeit, sich weiterhin Einfluss bei wesentlichen Fragen der Energiepolitik zu sichern. Dies könnte durch eine entsprechende Gestaltung der Unternehmenssatzungen erfolgen. Der Entwurf legt auch nahe, dass es für öffentliche Eigentümer möglich wäre, ein eigentumsrechtliches Unbundling dadurch zu implementieren, als die Kontrolle über Netz sowie über den Wettbewerbsbereich in verschiedenen „öffentlichen Einrichtungen“ angesiedelt ist, wobei die Mitgliedstaaten deren Unabhängigkeit voneinander nachzuweisen hätten.
2. Bestellung eines unabhängigen Systembetreibers (ISO)
Ein ISO hat alle Erfordernisse der eigentumsrechtlichen Unabhängigkeit zu erfüllen. Der einzige Unterschied ist, dass das Netzeigentum an den Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzen weiterhin beim integrierten Unternehmen verbleiben kann. Zur Wahrung möglichst großer Unabhängigkeit sind folgende Maßnahmen vorgesehen:

a. Das Eigentum ist in einer eigenen Tochtergesellschaft zu verwalten, auf die die Muttergesellschaft keinen Einfluss nehmen darf, außer bei der Budgeterstellung. 
b. Die Unbundlingvorschriften zwischen Muttergesellschaft und Netzgesellschaft bleiben aufrecht.
c. Die Investition in neue Infrastruktur ist Aufgabe des ISO, inklusive der Planung, Ausschreibung und der Führung der  Genehmigungsverfahren

d. Der Netzeigentümer muss die Investitionen finanzieren oder einer Finanzierung durch Dritte zustimmen  
e. Einsetzung eines Treuhänders, der die Beziehung zwischen ISO und Netzeigentümer überwacht und an den Regulator darüber berichtet. Die Bestellung erfordert die Zustimmung der Regulierungsbehörde.
Insbesondere die Frage, wie das Netzeigentum verwendet wird, stellt das größte Problem im ISO Modell dar. Praktische Erfahrungen mit dem Modell haben gezeigt, dass es dem Eigentümer bisher immer möglich war, unerwünschte Investitionen zu verhindern oder zumindest hinaus zu zögern. Die Möglichkeit, dass Dritte die Projekte finanzieren, stellt deshalb eine wesentliche Voraussetzung für die Sinnhaftigkeit dieses Modells dar.
· Zusammenarbeit der Übertragungsnetzbetreiber
Nur von unabhängigen Netzbetreibern ist zu erwarten, dass sie ohne störende Interessen im Wettbewerbsbereich, an der Weiterentwicklung des Marktes mitarbeiten. Die Übertragungsnetzbetreiber sind der Marktplatz für den Großhandel. Die Regeln ihrer Zusammenarbeit bestimmen die Effizienz bei Produktions- und Handelsmärkten. Die EU-Kommission schlägt deshalb die Gründung eines Europäischen Netzwerkes der Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO) vor. Der aktuelle Vorschlag ein System der Selbstregulierung vor, in so ferne ENTSO die gemeinsamen Regeln ausarbeitet, umsetzt und auch deren Einhaltung überwacht. Deren Aufgaben sind vor allem:

1. Aufgaben der Netzbetreiber

a. Ausarbeitung von Statuten und Regeln der Zusammenarbeit

b. Ausarbeitung von technischen Regeln sowie Marktregeln

c. Erstellung eines 10 Jahres Plans für Investitionen in das Netz

d. Erstellung einer Vorschau der Bedarfsdeckung (Sommer/Winter)

e. Veröffentlichung wesentlicher energiewirtschaftlicher Daten

Die EU-Kommission kann nach Stellungnahme der Regulatoren dabei ENTSO anweisen bestimmte Regeln auszuarbeiten oder aufgrund verabschiedeter Guidelines abzuändern.

2. Aufgaben der Regulatoren

ENTSO wird von einer Regulierungsagentur überwacht (siehe unten). Deren Aufgaben sind:
a. Überwachung der Umsetzung von übertragenen Aufgaben

b. Stellungnahmen zu allen Regeln

c. Begründete Stellungnahmen, falls die Ziele der Richtlinie durch vorgelegte Regeln nicht erreicht werden können, wenn die Regeln zu spät vorgelegt werden oder bei Nicht-Umsetzung der Regeln

· Zusammenarbeit der Regulatoren
Bisher beruht die Zusammenarbeit auf einer Entscheidung der Kommission, sich in bestimmten Angelegenheiten von den nationalen Regulatoren beraten zu lassen. Künftig soll eine eigene Agentur geschaffen werden, die von einem Direktor geleitet wird. Organisatorisch kontrollieren Mitgliedstaaten und EU-Kommission die Agentur (Verwaltungsrat).  Die Aufgabe der Regulatoren, die in einer eigenen Versammlung zusammen gefasst sind, besteht darin, die endgültigen Entscheidungen vorzubereiten, zumeist durch Abgabe einer Stellungnahme. Allerdings erhält die Agentur auch eine Entscheidungskompetenz bei der Behandlung von Ausnahmeanträgen vom Regime des „third party access“ bei grenzüberschreitenden Infrastrukturprojekten oder wenn dies durch entsprechende Guidelines der EU-Kommission vorgesehen wurde. In der Agentur ist auch eine eigene Berufungsinstanz gegen Entscheidungen angesiedelt. 

Basis der Zusammenarbeit ist eine weitere Harmonisierung der Kompetenzen der Regulatoren auf nationaler Ebene in folgenden Bereichen:
a. Durchsetzung der Europäischen Standards
b. Befolgung der Entscheidungen auf Europäischer Ebene

c. Umfassende Monitoringverpflichtungen

i. Transparenz, die durch eine eigene EU-Verordnung harmonisiert werden soll)
ii. Wettbewerb

iii. Netzqualität

iv. Datenaustauschformate
v. Investitionen

vi. ISO-Netzeigentümer falls ISO System gewählt wurde

· Regionale Kooperation

Zusätzlich ist vorgesehen, dass die Mitgliedstaaten bei Erdgas ein System regionaler Solidarität schaffen sollen und, dass die Mitgliedstaaten und Übertragungsnetzbetreiber bei der regionalen, Staaten übergreifenden Integration der Märkte kooperieren sollen.
· Schutz Europäischer Interessen

Das Gesetzespaket stellt sicher, dass eigentumsrechtlich getrennte Netzbetreiber bzw. das Netzeigentum im ISO Modell nicht von Unternehmen aus Drittstatten übernommen werden dürfen. Eingeschränkt wird dieser Schutz durch vorhandene internationale Verpflichtungen und Verträge der Gemeinschaft.
· Verstärkte Kundenrechte

Neu sind zusätzliche Regelungen zugunsten von Endkunden. Jeder Kunden hat Anspruch auf kostenlose Information seiner Verbrauchsdaten. Weiters sollen Kunden ebenfalls kostenlos monatlich über ihren Energieverbrauch und die Kosten informiert werden. Schließlich ist vorgesehen, dass ein Lieferantenwechsel jederzeit möglich ist und die Schlussrechnung innerhalb eines Monats nach Beendigung der Belieferung erstellt werden muss.

· Betroffenheit Österreichs

Österreich ist aufgrund seiner Lage von allen Unzulänglichkeiten der Regelungen besonders betroffen. Der mangelnde Netzausbau wegen fehlendem Unbundling hat hierzulande bereits dazu geführt, dass zusätzliche Gaslieferungen in Südösterreich nicht mehr gewährleistet werden können.  Die großen Gaslieferanten sind durchwegs in vorgelagerten Ländern an den Pipelines beteiligt. Wenn sie einen Ausbau verhindern, geht dies nicht nur zulasten der eigenen Kunden sondern auch jener in diesen Ländern. Bei elektrischer Energie sind die Konsequenzen nicht derart unmittelbar spürbar, da Strom oftmals auch über Umwege ins Zielland fließt. Diese Ströme gefährden allerdings ebenfalls die Versorgungssicherheit in den betroffenen Netzen.

Weitere Informationen.
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